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NDB-Artikel
 
Lammers, Hans Heinrich Chef der Reichskanzlei, * 27.5.1879 Lublinitz
(Oberschlesien), † 4.1.1962 Düsseldorf. (evangelisch)
 
Genealogie
V →Johannes († 1889), Kreistierarzt, aus rhein.-westfäl. Fam.;
 
M Anna Hielscher († 1928);
 
⚭ Breslau 1913 Elfriede (1894–1945, kath.), T d. Lorenz Tepel u. d. Ottilie Kraut;
 
2 T.
 
 
Leben
L. wuchs in Oberschlesien auf, absolvierte die Fürstenschule in Pleß,
studierte in Breslau Rechts- und Staatswissenschaften und trat 1901 als
Referendar in den preuß. Justizdienst ein. Nach einjähriger Militärzeit,
Promotion (1904) und wissenschaftlicher Assistententätigkeit erwog er die
Hochschullaufbahn, entschied sich aber nach der großen Staatsprüfung
(1907) für den Richterberuf. Er amtierte mehrere Jahre als Hilfsrichter und
kam 1912 als Landrichter nach Beuthen. Im 1. Weltkrieg stand er bei einem
schles. Infanterieregiment an der Front, bis er 1917 das linke Auge verlor.
Danach war er als Hauptmann d. Res. beim Verwaltungschef des kaiserl.
Generalgouvernements Warschau tätig. Nach dem Krieg gelangte er in das
Reichsministerium des Innern, in welchem er 1921 zum Oberregierungsrat
und 1922 zum Ministerialrat befördert wurde. Als überzeugter Monarchist
lehnte er die Novemberrevolution und die parlamentarisch-demokratische
Republik entschieden ab. Äußerlich um korrekte Pflichterfüllung bemüht,
betonte er bei der Prüfung der Verfassungskonformität von Gesetzentwürfen
gewöhnlich die verfassungsändernden Elemente, die zur parlamentarischen
Verabschiedung politisch schwer erreichbare qualifizierte Mehrheiten
nötig machten. In Streitfragen zwischen dem Reich und den Ländern, z.
B. bei der Fürstenentschädigung, hatte er die entsprechenden Prozesse
vor dem Reichsgericht zu führen. Während ihm wegen seiner betont
national-konservativen Oppositionshaltung im Ministerium immer mehr
Kompetenzen entzogen wurden, entfaltete er eine rege wissenschaftliche
und schriftstellerische Tätigkeit. Ausgangspunkte waren neben Erläuterungen
zur Reichsverfassung und zur preuß. Landesverfassung die Kommentierung
des Gesetzes über den Staatsgerichtshof (1921), das er selbst als Referent
im Ministerium entworfen hatte, sowie die Sammlung der Entscheidungen
des Staatsgerichtshofes und des Reichsgerichts. Nebenberuflich hielt er,
der die Anerkennung der Fachwelt genoß, seit 1928 verwaltungsrechtliche
Vorlesungen an der Hochschule für Politik und bei Lehrgängen verschiedener



Verwaltungsakademien. Im Herbst 1931 wurde ihm ein Disziplinarverfahren
angedroht, weil er, seit langem Mitglied der DNVP und des Stahlhelms, an
der Heerschau der nationalen Opposition in Bad Harzburg teilgenommen
hatte. Der Verfall der Staatsautorität und die Wirtschaftskrise, aber auch
die Enttäuschung über die DNVP, die ihn bei der Besetzung politischer
Beamtenstellen übergangen hatte, führten L. im Frühjahr 1932 in die NSDAP.
Am 30.1.1933 berief ihn →Hitler auf Vorschlag Fricks zum Staatssekretär in der
Reichskanzlei, weil er an dieser Stelle nicht einen politischen Berater, sondern
einen hochqualifizierten Ministerialbeamten wünschte.
 
Zu den Aufgaben der Reichskanzlei als einer Art Sekretariat des Reichskanzlers
für den Geschäftsverkehr mit den Ressorts gehörte die formaljuristische
Vorbereitung der Regierungsvorlagen und die Protokollführung in
Kabinettssitzungen sowie der Vortrag der einlaufenden Vorgänge beim
Regierungschef. Im Führerstaat kamen im Laufe der Zeit verschiedene
sachliche Zuständigkeiten hinzu, wie die Mitwirkung an der Ernennung der
höheren Ministerialbeamten, wenn von den sogenannten Reichsgrundsätzen
abgewichen werden sollte, und an Beamtenentlassungen wegen „politischer
Unzuverlässigkeit“, sowie die Befreiung von den Nürnberger Rassegesetzen
und schließlich die Bewirtschaftung des persönlichen Fonds des Führers. Nach
Einstellung der Kabinettssitzungen wurde L. persönlich dafür verantwortlich,
daß in allen Angelegenheiten des zivilen staatlichen Bereichs vor einem
Führervortrag zum Zwecke der Entscheidung die beteiligten Minister und
Behörden rechtzeitig und ausreichend gehört wurden. Er hatte darauf
zu achten, daß einerseits →Hitler nur vor entscheidungsreife Fragen
gestellt wurde und andererseits die Unterinstanzen im Rahmen der ihnen
erteilten Vollmachten verblieben. Die Verantwortung, daß alle Gesetze und
Verordnungen auf diese Weise auf den Weg der Durchführung gebracht
wurden, hatte L. seit 1937 durch seine beurkundende Mitzeichnung
zu übernehmen. Auch nach seiner Ernennung zum Reichsminister und
Chef der Reichskanzlei am|26.11.1937 und bei der Geschäftsführung
des Ministerrats für die Reichsverteidigung, der schon nach wenigen
Sitzungen die Gesetzgebung im Umlaufwege erledigte, hat er sich
gewissermaßen als „Notar des Reiches“ (Speer) auf diese verfahrensmäßige
Zuständigkeit beschränkt. Bei dem wuchernden Ämterpluralismus und
Kompetenzenwirrwarr des Führerstaates gelang es L. immer weniger, das
im Interesse der obersten Reichsverwaltung unerläßliche Mindestmaß an
sachlich gebotener wechselseitiger Abstimmung herbeizuführen. Da sein
Einfluß auf dem Zugang zu →Hitler beruhte, unterlag seine Stellung deutlichen
Schwankungen. Nach anfangs täglichen Vorträgen bei →Hitler mußte sich
L. seit dem Tode Hindenburgs über die persönliche Adjutantur anmelden
lassen. Mit der Ernennung Bormanns zum Leiter der Parteikanzlei und zürn
Sekretär des Führers (1941) ging die Ausschaltung von L., die durch die
formale Gleichrangigkeit von Partei, Staat und Wehrmacht nur zeitweise
überdeckt wurde, weiter. Auch eine gewisse Anlehnung an die SS brachte
keine Kompensation. Seit 1933 in einer Ehrenstellung mit dem Recht des
Uniformtragens, war er inzwischen zum Obergruppenführer aufgestiegen.
L. hat sich in einer Mischung von Ehrgeiz und Hörigkeit bis zum Ende des
Dritten Reiches als treuer Diener des Führers verstanden. Dennoch suchte
er etwa auf den Gebieten des Beamtenrechts, der Kirchenpolitik und der



Justiz radikale Tendenzen zu mildern, unterstützt durch →Friedrich Wilhelm
Kritzinger (1890–1947, s. L), den er 1938 als Ministerialdirektor und Leiter
der Verfassungsabteilung in die Reichskanzlei geholt hatte. Da L. während
des Krieges dem Sonderzug oder dem Feldquartier Himmlers eingegliedert
war, fiel Kritzinger – seit Jan. 1942 Unterstaatssekretär, seit Nov. 1942
Staatssekretär – praktisch die Leitung der in Berlin verbliebenen Dienststelle
zu. Seit Ende Sept. 1944 wurde L. mit staatlichen Angelegenheiten nicht
mehr zum Führervortrag vorgelassen. In einem peinlich-servilen Schreiben an
Bormann zu Neujahr 1945 unternahm er einen letzten vergeblichen Versuch
zur Wiedererringung seines früheren Einflusses. Am 23.4.1945 hielt es L.,
der sich seit einem Nervenzusammenbruch Ende März in seiner Dienststelle
in Berchtesgaden aufhielt, für seine Pflicht, Göring bei der beabsichtigten
Übernahme der Nachfolge →Hitlers und der Einleitung eines Waffenstillstandes
beizustehen. Daraufhin wurde er auf Funkspruchbefehl Bormanns drei Tage in
Haft genommen und sollte standrechtlich erschossen werden. Im sogenannten
Wilhelmstraßenprozeß des Nürnberger Militärtribunals wurde L., der in
den Wirren nach dem Waffenstillstand eine Tochter und seine Frau durch
Freitod verloren hatte, 1949 zu 20 Jahren Haft verurteilt. Nachdem der Hohe
Kommissar McCloy 1951 die Strafe auf 10 Jahre herabgesetzt hatte, wurde er
1952 im Gnadenwege aus dem Kriegsverbrechergefängnis in Landsberg/Lech
entlassen.
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